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RAUS AUS DER KOMFORTZONE
Wir leben in unseren Breitengraden in der längsten Friedensphase seit Jahrhunderten. Ein 
stetiges Wachstum der Wirtschaft seit 1945 hat zu Wohlstand geführt. An diesen haben wir 
uns über die Jahre ebenso gewöhnt, wie an den Frieden und das Gefühl der Sicherheit in 
einem neutralen Land im Herzen von Europa.

Die jüngere Vergangenheit zeigte uns, dass sowohl Wohlstand als auch Sicherheit keine 
vorgegebenen Grundvoraussetzungen sind. Der andauernde Krieg in der Ukraine, die fort-
dauernden Krisen im Nahen Osten und in Taiwan sowie die hohe Inflation haben auch bei 
uns Spuren hinterlassen. Die EU scheint wirtschaftlich und sicherheitspolitisch nicht mehr 
unverwundbar zu sein.

Vielleicht hat man sich hierzulande auch zu lange auf vergangene Stärken und vorhandene 
Partner verlassen. Gewohnheit führt ja bekanntlich oft auch zur Trägheit. Die großen Erfin-
dungen finden längst nicht mehr in Europa statt. Um die Vorherrschaft bei den Absätzen von 
Elektro-PKWs ringt BYD mit Tesla. Bei den Smartphones heißen die Big Player Apple, Samsung, 
Xiaomi und Huawei und bei den Onlineshops Amazon, Alibaba, Shein und Wish. Und auch in 
der Sicherheitspolitik werden die USA nicht mehr um jeden Preis unsere Lebensversicherung 
spielen, wie man den Tönen aus dem US-Vorwahlkampf entnehmen kann.

Wir sollten uns daher wieder auf die eigenen Stärken besinnen und uns aus der jahrzehnte-
lang liebgewonnen Komfortzone begeben. Die EU und die nationalen Regierungen müssen 
dafür den Weg bereiten. Mit einer eigenen ernstzunehmenden Sicherheitspolitik und mit 
einer Wirtschaftspolitik, die das Ausbrechen aus Komfortzonen fördert und sich nicht nur 
vordergründig um den Aufbau von neuen Regularien kümmert. Um Entdeckern, Erfindern 
und Forschern, die seinerzeit die Grundlagen für den europäischen Wohlstand gelegt haben, 
wieder den Boden in Europa zu bereiten.
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NEUES MINDESTSTAMMKAPITAL
BEI DER GMBH

Durch das Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetz wurden Ände-
rungen bezüglich des Stammkapitals der „klassischen“ GmbH 
vorgenommen. Diese Neuerungen sind seit 1.1.2024 in Kraft.

Bis zum Ende des vorigen Jahres betrug das Mindeststamm-
kapital einer GmbH EUR 35.000,00, wobei die Hälfte, also 
EUR 17.500,00, bar einzuzahlen waren. Zur Erleichterung der 
Gründung konnte für die ersten zehn Jahre des Bestehens der 
Gesellschaft eine sogenannte Gründungsprivilegierung in An-
spruch genommen werden.

Das Stammkapital musste bei einer gründungsprivilegierten 
GmbH lediglich EUR 10.000,00 betragen, wovon zumindest die 
Hälfte in bar zu entrichten waren. Nach Ablauf der ersten zehn 
Jahre war jedoch eine Änderung des Gesellschaftsvertrages 
und eine Aufstockung des Stammkapitals auf EUR 35.000,00 
vorgesehen; der tatsächlich eingezahlte Betrag musste wie bei 
der nicht-privilegierten GmbH EUR 17.500,00 betragen. Durch 
die nunmehrigen Gesetzesänderungen ist die Gründung einer 
GmbH als gründungsprivilegiert jedoch obsolet.

Neue Rechtslage
Durch das Gesellschaftsrechts-Änderungsgesetz wurde das 
Mindeststammkapital für die GmbH generell auf EUR 10.000,00  
gesenkt, die notwendige Bareinlage beträgt somit EUR 5.000,00. 
Daraus ergeben sich wesentliche Erleichterungen bei der Ka-
pitalaufbringung im Rahmen der Gründung einer GmbH, wo-
durch vor allem neue Unternehmen gefördert werden sollen. 

Die Senkung des Mindeststammkapitals hat darüber hinaus 
auch Auswirkungen auf die Mindestkörperschaftsteuer, die 
sich mit 5 % des gesetzlichen Mindeststammkapitals bemisst  
und sich damit von EUR 1.750,00 auf EUR 500,00 pro Jahr ver-
ringert. Diese Regelung gilt künftig für alle GmbHs. Für eine 
gründungsprivilegierte GmbH besteht ein weiterer Vorteil 
durch die Gesetzesänderung darin, dass die Notwendigkeit ei-
ner Erhöhung des Stammkapitals auf EUR 35.000,00 nach Ab-
lauf der Zehnjahresfrist entfällt.

Ein im Firmenbuch bestehender Hinweis auf gründungsprivi-
legierte Gründung einer GmbH bleibt ohne weiteres Zutun der 
Gesellschafter trotz Gesetzesänderung bestehen. Es erfolgt 
keine Beendigung der Gründungsprivilegierung durch Zeitab-
lauf. 

Wird von den Gesellschaftern gewünscht, dass die Gründungs-
privilegierung nicht mehr im Firmenbuch ersichtlich ist, muss 
die Änderung beim Firmenbuch angemeldet und der Gesell-
schaftsvertrag abgeändert werden. Die dort festgehaltenen 
Bestimmungen zur Gründungsprivilegierung sind zu entfer-
nen. Die Stammeinlagen der Gesellschafter können unverän-
dert bleiben. Ein Gläubigeraufruf hat mangels Verringerung 
des Haftungsfonds nicht zu erfolgen.

> Hinweis:

Gerne beraten wir Sie bei der Gründung einer Gesellschaft, 
insbesondere im Hinblick auf erweiterte Gestaltungsmög-
lichkeiten durch die Einführung der Flexiblen Kapitalgesell-
schaft.

LOHNSTEUER UND SV-UPDATE

Mit Erlass des Finanzministeriums wurden die Lohnsteuerrichtli-
nien (LStR) einer Änderung unterzogen. Wesentliche Änderungen 
und sonstige Neuerungen aus lohnsteuerlicher und sozialversi-
cherungsrechtlicher Sicht haben wir für Sie zusammengefasst.

Kinderbetreuung
Die Voraussetzungen für das Vorliegen einer vom Arbeitgeber 
zur Verfügung gestellten Bildungseinrichtung, die steuerfreie 
Vorteilsgewährung an die Arbeitnehmer zulässt, wurden, ins-
besondere in Bezug auf Gewinnerzielung und den Anteil an 
betriebsfremden Kindern, gelockert. Darüber hinaus wurde die 
Grenze für steuerfreie Zuschüsse zur Kinderbetreuung an die 
Arbeitnehmer auf EUR 2.000,00 pro Jahr angehoben.

Sachbezüge
Aufgrund einer Änderung des Richtwertegesetzes gelten seit 
1.1.2024 andere Quadratmeterwerte für die Ermittlung des 
Sachbezuges von Wohnraum, den der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmern kostenlos oder verbilligt zur Verfügung stellt. Im 
Zusammenhang mit unentgeltlich oder vergünstigt gewährten 
Optionsrechten wurde klargestellt, dass diese erst im Zeitpunkt 
der Ausübung der Option zu versteuern sind.

Werbungskosten
Die bisher bis Ende 2023 befristeten Regelungen bezüglich der 
Absetzbarkeit eines Homeoffice-Pauschales (bis zu EUR 3,00 
pro Tag) und von ergonomischem Mobiliar als Werbungskosten 
sind nunmehr unbefristet und damit auch im Jahr 2024 gültig. 
Werbungskosten für ein Arbeitszimmer im Wohnungsverband 
sind um ein gewährtes Homeoffice-Pauschale zu kürzen. Ver-
wendet der Arbeitnehmer ein privates Öffi-Ticket für Dienstrei-
sen, besteht aus Arbeitgebersicht die Möglichkeit, die fiktiven 
Kosten der Reise (anhand der günstigsten Ticketmöglichkeit für 
öffentliche Verkehrsmittel) als nicht steuerbar zu ersetzen.

Pensionen- und Altersteilzeit
Bis 2033 wird das Regelpensionsalter für Frauen von 60 Jahre 
auf 65 Jahre angehoben. Altersteilzeit kann nunmehr flexibler 
vereinbart werden, innerhalb von sechs Monaten kann etwa 
die Arbeitszeit frei bestimmt werden, sofern die Arbeitszeit im 
Durchschnitt der Altersteilzeitvereinbarung entspricht. Inner-
halb der gesamten Dauer der Altersteilzeit kann die Arbeitszeit 
zwischen 20 % und 80 % der vor Beginn der Altersteilzeit ge-
leisteten Arbeitszeit betragen, sofern die Schwankungen über 
dem gesamten Zeitraum ausgeglichen werden.

Schmutz-, Erschwernis-, Gefahrenzulagen
Bezüglich SEG-Zulagen wurde im Wartungserlass festgestellt, 
dass es der Abgabenbehörde obliegt, die Angemessenheit ei-
ner gewährten SEG-Zulage zu prüfen und festzustellen, ob die-
se Zulage teilweise auch als Abgeltung der vom Arbeitnehmer 
erbrachten Arbeitsleistung zu qualifizieren ist. Relevant für 
diese Einschätzung ist insbesondere, dass ein sachlich vertret-
barer Zusammenhang zwischen dem Ausmaß der erheblichen 
zwangsläufigen Verschmutzung, der außerordentlichen Er-
schwernis oder der besonderen zwangsläufigen Gefährdung 
und der gewährten Zahlung besteht.
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INVESTITIONSFREIBETRAG FÜR
WIRTSCHAFTSGÜTER

Im Rahmen der Ökosozialen Steuerreform wurde mit der Veran-
lagung 2023 der Investitionsfreibetrag (IFB) (wieder)eingeführt, 
der insbesondere ökologische Investitionen steuerlich fördern soll.

Der IFB kann im Rahmen der Steuererklärung für ab dem 
1.1.2023 erworbene Wirtschaftsgüter geltend gemacht wer-
den. Im Regelfall beträgt dieser 10 % der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten. Liegt eine Investition im Bereich der „Öko-
logisierung“ vor, erhöht sich dieser auf 15 %. Der IFB kann insge-
samt höchstens von Anschaffungs- und Herstellungskosten von  
EUR 1 Mio. geltend gemacht werden, woraus sich im Fall von In-
vestitionen ausschließlich im Bereich der Ökologisierung ein IFB 
von maximal EUR 150.000,00 ergibt. Der IFB wirkt als steuerliche 
Betriebsausgabe und senkt die Steuerbemessungsgrundlage.

Anspruchsberechtigte des IFB
Der Investitionsfreibetrag kann sowohl von natürlichen (z.B. Ein- 
zelunternehmen) wie auch juristischen Personen (z.B. GmbHs) 
in Anspruch genommen werden. Voraussetzung ist, dass be-
triebliche Einkünfte vorliegen. 

Begünstigte Wirtschaftsgüter
Der IFB kann nur für nicht gebraucht erworbene Wirtschafts-
güter des abnutzbaren Anlagevermögens mit einer betriebs-
gewöhnlichen Nutzungsdauer von mindestens vier Jahren gel-
tend gemacht werden. Zudem muss das Wirtschaftsgut einer 
inländischen Betriebsstätte zurechenbar sein, welche der Erzie-
lung von betrieblichen Einkünften dient. Nicht begünstigt sind 
Wirtschaftsgüter, die zur Deckung eines investitionsbedingten 
Gewinnfreibetrages herangezogen werden oder für die eine 
Sonderform der Absetzung für Abnutzung gilt (ausgenommen 
E-Auto, Taxi, Fahrschulauto). Auch sind unkörperliche Wirt-
schaftsgüter (Ausnahmen z.B. bei Ökologisierung) und sofort 
absetzbare geringwertige Wirtschaftsgüter ausgeschlossen. 
Anlagen, für die ein Zusammenhang mit der Nutzung von fos-
silen Energieträgern besteht, werden nicht gefördert.

Investitionen im Bereich der Ökologisierung
In der kürzlich kundgemachten Öko-Investitionsfreibetrag-
Verordnung wird konkretisiert, welche ökologische Investiti-
onen dem höheren 15%igen Investitionsfreibetrag unterliegen. 
Dies sind insbesondere:

• Wirtschaftsgüter, auf die das Umweltförderungsgesetz (UFG) 
oder das Klima- und Energiefondsgesetz (KLI.EN-FondsG), an-
wendbar ist. 

• Emissionsfreie Fahrzeuge ohne Verbrennungsmotor (z.B. E-Auto) 
sowie deren Ladestationen bzw. Tankstellen. 

• Fahrräder, Transporträder, Spezialfahrräder jeweils mit und 
ohne Elektroantrieb und Fahrradanhänger. 

• Wirtschaftsgüter, die der Verlagerung von Güterverkehr auf 
die Schiene dienen. 

• Wirtschaftsgüter zur Erzeugung und Speicherung von Strom 
aus erneuerbaren Quellen gemäß § 5 Abs 1 Z 13 des Erneuer-
baren-Ausbau-Gesetzes (EAG). 

• Wirtschaftsgüter zur Erzeugung von Wasserstoff aus erneu-
erbaren Quellen gemäß § 5 Abs 1 Z 13 EAG.

> Hinweis:

Die Beurteilung, ob ein Wirtschaftsgut als „ökologisiert“ gilt, 
ist im jeweiligen Einzelfall zu prüfen.

ZUSÄTZLICHE STEUERN BEI
VERPFLICHTENDER SERVICEPAUSCHALE?

Ortübliche freiwillige Trinkgelder an den Arbeitnehmer sind in der 
Regel steuerfrei. Wird aber ein verpflichtendes Trinkgeld in Form 
einer verpflichtenden Servicepauschale erhoben – z.B. als prozen-
tueller Aufschlag auf die Rechnungssumme – kann dies zu steuer-
lichen und sozialversicherungsrechtlichen Konsequenzen führen.

Trinkgelder sind im österreichischen Einkommensteuerrecht 
steuerbefreit soweit diese:

• freiwillig (ohne Rechtsanspruch), 

• von einem Dritten (also nicht vom Arbeitgeber), 

• in ortsüblicher Höhe, 

• an einen Arbeitnehmer (nicht Selbstständigen) geleistet 
werden.

Wird jedoch Trinkgeld als verpflichtende Servicepauschale erho-
ben und an die Mitarbeiter weitergeleitet, ist dieses als Lohn- 
oder Gehaltsbestandteil zu qualifizieren. Die weitergeleiteten 
Trinkgelder erhöhen daher die Bemessungsgrundlage der Lohn-
steuer bzw. Einkommensteuer des jeweiligen Arbeitnehmers.

Nicht schädlich ist hingegen, wenn freiwilliges Trinkgeld in ei-
nen „Topf“ geworfen und anschließend aufgeteilt wird, oder 
wenn durch Kartenzahlung erhobenes freiwilliges Trinkgeld an 
die jeweiligen Mitarbeiter weitergeleitet wird.

Sozialversicherungsrecht
Trinkgelder gelten – im Gegensatz zum Einkommensteuerecht 
– als ein Entgelt eines Dritten und unterliegen somit der Be-
tragspflicht des jeweiligen Arbeitnehmers bzw. Sozialversiche-
rungspflichtigen. Für zahlreiche Branchen (z.B. Gastronomie) 
gibt es Trinkgeldpauschalbeträge, die hierfür herangezogen 
werden können. Die Trinkgeldpauschale erhöht dann die Bei-
tragsgrundlage des jeweiligen Arbeitnehmers um einen festge-
legten Fixbetrag. Die Anwendung derartiger – für den Sozialver-
sicherungspflichtigen oft vorteilhaften – Trinkgeldpauschalen 
gilt jedoch lediglich für „freiwilliges Trinkgeld“. Bei Auszahlung 
des verpflichtenden Servicezuschlages an Dienstnehmer han-
delt es sich mangels Freiwilligkeit um beitragspflichtiges Ent-
gelt, welches zusätzlich erfasst werden muss.

Umsatzsteuerrecht
Soweit freiwilliges Trinkgeld nicht dem Unternehmen, sondern 
dem Servicepersonal gewährt wird, ist dieses nicht als Teil des 
Entgelts zu qualifizieren und daher nicht Teil der Bemessungs-
grundlage der Umsatzsteuer. Wird hingegen Trinkgeld in Form 
einer verpflichtenden Servicepauschale eingehoben und an-
schließend dem Arbeitnehmer weitergeleitet, ist im konkreten 
Einzelfall zu prüfen, ob es sich um ein Entgelt entsprechend 
dem Umsatzsteuergesetz handelt, für welches die entspre-
chenden Umsatzsteuerbeträge abzuführen sind.

Im Wandel der Zeit gut beraten.



IMMOEST: WOHNRECHT UND
RATENZAHLUNG

Aufgrund steigender Schwierigkeiten bei der Finanzierung von 
Liegenschaftsvermögen haben sich in den vergangenen Jahren 
atypische Vertragsgestaltungen etabliert.

Wohnrecht
Das Wohnrecht ist als Nutzungsrecht zu qualifizieren, welches 
eine Person zum Gebrauch eines Gebäudes/einer Wohnung be-
rechtigt, obwohl sie nicht Eigentümer ist. Ein Wohnrecht kann 
auch gegenüber einem neuen Eigentümer (bei Weiterverkauf) 
durchgesetzt werden, sofern es notariell im Grundbuch einge-
tragen wurde, es kann jedoch weder vererbt noch anderweitig 
übertragen werden.

In der Praxis findet das Wohnrecht vor allem bei einer Schen-
kung von Liegenschaftsvermögen von Eltern an ihre Kinder 
zu Lebzeiten Anwendung. Das Eigentum an der Liegenschaft 
wechselt, den Eltern bleibt jedoch ein lebenslanges Gebrauchs-
recht. Auch bei einem Verkauf kann sich der Veräußerer ein 
Wohnrecht zurückbehalten. Aus ertragsteuerlicher Sicht ist 
dabei zu beachten, dass nur das belastete Grundstück auf den 
neuen Eigentümer übertragen wird. Der Wert des zurückbehal-
tenen oder grundbücherlichen Wohnrechts ist somit – anders 
als bei der Übernahme eines bereits bestehenden, aber nicht 
im Grundbuch eingetragenen Wohnrechts – nicht Teil der er-
tragsteuerlich relevanten Gegenleistung.

Ratenzahlung
Bei einer Ratenzahlung wird der Kaufpreis für ein Wirtschaftsgut 
nicht auf einmal geleistet, sondern auf periodisch wiederkehren-
de gleichförmige Zahlungen aufgeteilt. Die in den Raten enthal-
tenen Zinsen oder Wertsicherungsbeiträge stellen keinen Teil der 
Einkünfte aus privaten Grundstückveräußerungen dar, sondern 
sind gesondert als Einkünfte aus Kapitalvermögen einzustufen. 

Sollte bei einer Ratenzahlungsdauer von mehr als einem Jahr 
keine angemessene Wertsicherung oder Verzinsung vereinbart 
worden sein, sind die Raten für Zwecke der Veräußerungserlös-
ermittlung auf den Veräußerungsstichtag abzuzinsen.

Keine Einkünfte aus privaten Grundstücks-
veräußerungen über mehrere Jahre
Die wichtigste Besonderheit des Immobilienkaufs bzw. -ver-
kaufs liegt jedoch im Zufluss des Kaufpreises über einen län-
geren Zeitraum hinweg. Da die Besteuerung von Einkünften 
aus privaten Grundstücksverkäufen dem Zuflussprinzip un-
terliegt, erfolgt eine Besteuerung im Fall einer Ratenzahlung 
erst, wenn die Summe der Ratenzahlungen (inkl. einer etwai-
gen Anzahlung) die Anschaffungskosten übersteigt. Dadurch 
fallen beim Steuerpflichtigen häufig über einen Zeitraum von 
mehreren Jahren keine Einkünfte aus privaten Grundstücksver-
äußerungen an. Ein Verlust aus der Grundstücksveräußerung 
wird dagegen erst dann realisiert, wenn die letzte Raten- oder 
Rentenzahlung zugeflossen ist.

Darüber hinaus ist folgendes zu beachten: Beim Zufluss des Kauf-
preises über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr erlöscht die 
Verpflichtung zur Abfuhr der ImmoESt und die Verpflichtung zur 
Einreichung einer Steuererklärung durch den Parteienvertreter. 
Stattdessen sind die Einkünfte aus privaten Grundstücksveräuße-
rungen (sobald also die Raten die steuerlichen Anschaffungskos-
ten übersteigen) in die Abgabenerklärung des Steuerpflichtigen 
mitaufzunehmen. Darüber hinaus ist bis zum 15. Tag des auf den 
Kalendermonat des Zuflusses zweitfolgenden Kalendermonats 
eine besondere Vorauszahlung der ImmoESt zu leisten.

> Hinweis:

Im Zusammenhang mit privaten Grundstücksveräußerungen 
sind unterschiedlichste Vertragsgestaltungen möglich, die 
teilweise steuerliche Besonderheiten mit sich bringen und un-
bedingt vorab zu beachten sind. Wir beraten Sie dabei gerne.

Gabelsbergerstraße 2 | 9020 Klagenfurt am Wörthersee | Austria 
Tel. +43 (0)463 502277 | Fax DW 20 | office@eca-kp.at

> www.eca-kp.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
facebook und Instagram ECA.Keiler.Steuerberatung

www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.
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